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Unter den vielen Problemen, welche uns das Golus aufgegeben 

* hat, kommt zweifellos der Frage, wie wir uns zur Umwelt stellen 

sollen, insbesondere zu den Staaten, in deren Mitte wir leben, eine 
zentrale Bedeutung zu. 

Die verschiedensten Lösungen dieses Problems sind N. 
und werden auch praktisch verwirklicht. Von dem einen Extrem der- 
jenigen, die in erster Linie und vor allem treue Bürger ihres Staates 
sein wollen und hinter diesem Bestreben alles andere zurücktreten 
lassen, bis zu dem anderen Extrem derjenigen, die sich damit begnü- 
gen, das notwendige Minimum an staatsbürgerlichen Pflichten zu 
erfüllen, finden sich alle möglichen Zwischenstadien. Diese Un- 
sicherheit erklärt sich daraus, daß wir zwar praktische Verhaltungs- 
maßregeln über diese Frage haben, jedoch ihre theoretische Grund- 
lage durchaus nicht klar ist. 

Der erste, der uns eine solche Verhaltungsmaßregel gab, war 
der, Prophet Jirmijoh, der den Exulanten in Babylon zurief: ‚För- 
dert das Heil der Stadt, dahin ich Euch geführt, und betet für sie 
zu Haschem, denn in ihrem Heile soll auch Euch Heil sein!“ (Kap.29,7) 
Der Nachsatz ‚denn in ihrem Heile soll auch Euch Heil sein‘ erweckt 
den Anschein, als sei eine reine Nützlichkeitserwägung Anlaß zu 
diesem Rat gewesen. Noch deutlicher scheint dieses sich aus der 
Neuformulierung zu ergeben, die dieser Satz durch vunan yo ssun ' 
in _'» '» max erfahren hat: ‚Bete für das Wohl des' ar 
denn wäre nicht die Furcht vor ihm, so würde einer den anderen 
lebendig verschlingen.“ 


Zu diesen Bestimmungen tritt dann noch der Eid, der nach dem 
Ausspruch des run 2 vov in x” mans den Juden aufer- 
legt worden ist, daß sie sich niemals gegen die Völker, in deren 
Mitte sie weilen, empören sollen. Aber auch hieraus läßt sich na- 
türlich nicht folgern, in welchem Umfange die Juden positiv an 
dem Staatsleben teilnehmen sollen. 
| - Wenn unter diesen Umständen 5xınw seinen Ausspruch ge- 
Er prägt hat xs7 xm>bns x2»7 (im folgenden abgekürzt +7"7 ), 
dessen Ziel es ist, uns zu zeigen, in welchem Umfange wir die Ge- 
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setze der Staaten als verbindlich, d. h., wie wir sehen werden, als 
religiös verbindlich, anzuerkennen haben, so dürfen wir erwarten, 
aus ihm Aufschluß über das uns bewegende Problem zu erlangen, 

Die lapidare Kürze des Satzes läßt es nun freilich nicht zu, 
aus seinem Wortlaut irgendwelche Schlüsse auf seine Tendenz zu 
ziehen. Wir müssen vielmehr versuchen, uns ein Bild über das 
Anwendungsgebiet des Satzes zu machen, um hieraus Klarheit über 
seine theoretische Grundlage und seinen Sinn zu gewinnen.*) 

Wie bereits erwähnt, hat der Satz den Zweck, festzustellen, in 
welchem Umfange fremde Rechtssätze als verbindlich anzuerkennen 
sind. Eine derartige Abgrenzung ist nun nicht nur dann erforder- 
lıch, wenn die besonderen Voraussetzungen vorliegen, daß das Volk 
des Rechts in Gebieten fremder Rechte lebt. In jedem Rechtsge- 
biete kommen Kollisionen von Rechtsnormen dadurch vor, daß An- 
gehörige verschiedener Rechtsgebiete Rechtsgeschäfte miteinander 
abschließen, bei deren Beurteilung dann die Frage entsteht, welches 
der Rechte anzuwenden ist. Zur Regelung solcher Kollisionen sind 
zwei Grundprinzipien denkbar: Einmal das sogenannte -Personali- 
tätsprinzip, welches davon ausgeht, daß jedem Menschen das Recht, 
nach dem er lebt, angeboren ist, und er daher beanspruchen kann, 
überall, wohin er kommt, nur nach diesem Recht beurteilt zu werden. 
Inı Gegensatz dazu ist nach dem sogenannten Territorialitätsprinzip 
in erster Linie entscheidend, in dem Gebiete welchen Rechts bzw. 
welchen Volks das betreffende Rechtsgeschäft abgeschlossen wor- 
den ist. Dieses ist dann schlechthin maßgebend, selbst wenn einer 
der Kontrahenten Ausländer ist. 


Die historische Entwicklung der verschiedenen Kulturrechte 
ist nun in der Weise verlaufen, daß ursprünglich das Personalitäts- 
prinzip allgemein herrschte, jedoch beim Aufkommen der modernen 
Staaten, die das Recht mehr und mehr als staatliche Institution 
auffaßten, durch das Territorialitätsprinzip verdrängt wurde. 

Das jüdische Recht, dem der moderne Staatsbegriff völlig fern 
liegt, das in dem Individuum seinen Träger erblickt, steht auf dem 
Standpunkt des Personalitätsprinzips. Deshalb sagt der Rambam 
os3bm miabnn » pn» ° daß man in einem Rechtsstreit zwischen zwei 


*) Die Zielsetzung ist mithin eine rein theorefische. Selbstverständlich sind die im Einzelnen sich er- 
gebenden Resultate nicht für die Praxis gedacht. 
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Nichtjuden nur dann das jüdische Recht anwenden könne, wenn 
beide damit einverstanden sind, daß man sie aber keinesfalls zwangs- 
weise dem jüdischen Recht unterwerfen dürfe. 

Die Tatsache, daß das jüdische Recht auf dem Standpunkt des 
Personalitätsprinzips steht, ist für uns insofern von Bedeutung, 
als sie uns dazu zwingt, den Satz 777 einschränkend auszulegen. 


_ Immer dann nämlich, wenn wir im Zweifel darüber sind, ob dieser 


Satz anzuwenden ist, müssen wir uns vergegenwärtigen, daß infolge 
der Geltung des Personalitätsprinzips die Vermutung für die An- 
wendung des jüdischen Rechts spricht. 


A. Die einzelnen Anwendungsgebiete. 
me Dier,stewerhoheit. 


An erster 'Stelle unter den Gebieten, auf die der Grundsatz +"77 
Anwendung gefunden hat, steht zweifellos die Steuerhoheit. 


Dieses erklärt sich. aus der ganzen politischen und sozialen 
Lage der Juden in Babylonien. Sie wohnten geschlossen in einem 
bestimmten Gebiet zusammen, sodaß sie eine gewisse politische 
Selbständigkeit genossen, ja zeitweilig förmlich einen Staat im 
Staate bildeten. 


Zum Könige standen sie fast nur dadurch in Beziehung, daß 
sie an ihn Steuern abführen mußten, nämlich x.1715, eine Kopfsteuer 
und x>ppx, eine Grundsteuer. Ihr politisches Oberhaupt war der 
Resch Gelutha, der dem Könige gegenüber eine ähnliche Stellung 
einnahm wie ‘etwa die Lehenswasallen im Mittelalter. Die Ver- 
waltung ruhte zum überwiegenden Teile, die Rechtsflege fast aus- 
schließlich in den Händen der Juden. 


Die prinzipielle Anerkennung der staatlichen Steuerhoheit hatte 
naturgemäß zur Folge, daß alle jene Gesetze und Maßnahmen als 
verbindlich und rechtmäßig anerkannt werden mußten, die die 
Sicherung oder die Eintreibung der Steuern betrafen. 


Wegen der Grundsteuer hatte der König ein hohes Interesse 
daran, genau darüber orientiert zu sein, wer Grundeigentümer war. 


Hieraus erklärt sich das Gesetz: xmpns no8 nyar mp xb NN 8500 
13: 375) wonach der Eigentumsübergang an Grund und Boden 
= 


nur durch Urkunden erfolgen konnte, wodurch natürlich eine ge- 
wisse Publizität gesichert wurde. Möglicherweise waren an den 
Eigentumsübergang auch besondere Steuern geknüpft. 

Aus demselben Grunde mußte das Gesetz Anerkennung finden, 
daß die Felder solcher Eigentümer, die keine Steuern zahlten, als 
herrenloses Gut angesehen wurden, und jeder, der zur Steuerzahlung 
bereit war, sie sich aneignen konnte NyaN 1975 SpDb ST In ON Nabn 
(a’ynı2,3732"2) Es galt daher als rechtmäßiger Eigentümer auch derjeni- 
ge, der von den Steuereinnehmer Felder kaufte, für die die Steuern 
nicht bezahlt waren: «n”3 3,3) ar ınarar sppnb yIR Par man sam 

In gleicher Weise fand der entsprechende Satz betreffs der 
Kopfsteuer Anerkennung: 37 junb aynwb aa am 7 IND nn Nabn 
@3’y »’2) sıı» wonach derjenige, der für einen Anderen die Kopf- 
steuer erlegte und ihn dadurch vor der öffentlichen Schuldknecht- 
schaft bewahrte, Anspruch auf dessen Dienstleistungen hatte. 

Von Bedeutung ist, daß bei der Anerkennung dieser Gesetze 
insofern von jüdischen Rechtsgrundsätzen abgewichen wurde, als 
bezgl. der Steuerschulden eine Art Gemeinbürgschaft statuiert wurde. 

Während im Allgemeinen der Satz galt ıy13n 5y pens ax y’R 
ıwnob „um daß kein Mensch verpflichtet ist, demjenigen Ersatz zu 
leisten, dern zwangsweise für ihn Schulden hat bezahlen müssen, 
wurde als Konsequenz der staatlichen Steuerhoheit anerkannt: ıxn 
Nabnı xn3n yaD 997 935 manwnT Ga’p pıs) und vayıD xnD a8 Knn 12 
wonach der König berechtigt war, die Steuern von einem Andern 
als deni eigentlichen Steuerschuldner einzuziehen. 

Entsprechend heißt es im 57» p15 pa ‚non am pub main mbwın 
non panna non 15 md mm war by den oms pr (vgl. hierzunnbe be o 
a"D pıs und „m pınn jBrD 3 93 Dana. nw 


2. Die sonstige staatliche Verwaltungstätigkeit. 


Wie bereits ausgeführt, nahm das Steuerwesen deshalb eine 
so überragende Stellung in den Beziehungen zwischen den Juden 
und den Herrschern ein, weil der größte Teil der eigentlichen Ver- 
waltungstätigkeit in den Händen der Juden lag. 

Immerhin finden wir daneben auch schon die ersten Ansätze 
einer staatlichen Verwaltung, so ergibt z. B. die Tatsache, welcher der 
Grundsatz "7 entnommen wird: (ss">) p"a yaayı mean men bp bapT 
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innby daß der Straßen- und Brückenbau in den Händen der staat- 
lichen Behörden lag. Zweifellos besteht zwischen dieser Tätigkeit 
des Staates und dem Steuerwesen (vgl. 35 naw noch ein enger Zusammen- 
hang, gleichwohl liegt darin schon der erste Keim einer allgemeinen 
Staatsverwaltung. 

Völlig unabhängig vom Steuerwesen ist dagegen ein anderes 
Gebiet der Verwaltungstätigkeit, das ebenfalls als +"; Anerkennung 
gefunden hat: das Münzwesen. 

In der x» wird dieses nicht ausdrücklich hervorgehoben. 
Aber der y"amı ow> ın p’o n’op 7 "wo führt aus, daß selbst nach der 
Theorie, die das Anwendungsgebiet des Satzes 77 am meisten 
beschränkt, das Münzwesen als darunter fallend anzusehen ist. 

Hierauf fragt indessen der »"o vyjwoomn von der xını in 


ty os, Dort sagt nämlich Isinw, daß wenn jemand dem Anderen Mün- 
zen geliehen hat, und diese vor der Rückzahlung für ungültig erklärt 
werden, der Schuldner die alten Münzen zurückzahlen könne, so- 
fern sie noch in einem anderen Lande gangbar sind, da ja dey 
Gläubiger das Geld dorthin bringen könne. Dieses setzt die sm 
dann ein: np nam sm non at 7 by 17 mmapn Mmisbnes, wenn die 
Regierungen verboten haben, Münzen über die Grenze zu bringen. 

Es hat mithin den Anschein, so führt der oısın aus, als ob man 
sich um dieses Verbot überhaupt nicht bekümmert habe. Er sucht 
dieser Schwierigkeit durch die Annahme zu begegnen, daß der 
König durch Hinausschaffen der Münzen keinen Schaden erleide, 
und deshalb der Befehl nicht zu beachten sei. 

Abgesehen davon, daß seine Antwort natürlich nur dann befrie- 
digen kann, wenn man die Theorie akzeptiert, die "77 auf solche 
Dinge beschränkt, von denen der König einen materiellen Nutzen 
hat, führt schon der ns no mn n"w "mb onm aus, daß wohl die 
Möglichkeit besteht, daß der König durch das Fortschaffen des 
Geldes einen Schaden erleidet, wenn z. B. die alten Münzen einen 
höheren Metallgehalt haben als die neuen. Er selbst gibt keine 
Antwort auf die Frage des on sondern bemerkt nur, daß sie 
sich nach der xıpon der xuns von selbst erledige. 


Indessen scheint sich diese Schwierigkeit folgendermaßen auf- 
zuklären. In aller Regel hat doch das Land, in dem die Münzen 
für ungültig erklärt worden sind, kein besonderes Interesse daran, 
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sie zurückzubehalten. Der vom so arm erwähnte Fall bildet eine 
recht seltene Ausnahme. Dagegen wird das Land, in dem sie noch 
gangbar sind. Diesem sind zwar Gläubiger und Schuldner nicht 
ren, da ein solcher ein Abströmen des guten Geldes, eine Verteuer- 
ıung der Waren, kurz eine Inflation zur Folge haben muß.: 

Mithin ist unter dem Ausdruck » 5» m mwepn nsbows nicht 
ein Gesetz des Landes zu verstehen, in dem Gläubiger und Schuldner 
wohnen, sondern ein Gesetz des Landes, in dem die Münzen noch 
gangbar sind. Diesem sind aber Gläubiger und Schuldner nicht 
unterworfen. Wohl aber hat jenes Land das Recht, Zwangsmaß- 
regeln gegen solche zu ergreifen, die seinen Normen nicht unter- 
stehen. Aus diesem Grunde muß die my die Frage erörtern, ob 
der Gläubiger gehalten ist, sich auch solchen Zwangsmaßregeln 
auszusetzen. 

Es scheint aber, daß eine andere Stelle der x» der Anwen- 
dung unseres Satzes auf das Münzenwesen entgegensteht. 


In ı"n mes sagt wo5 wu daß man einen Beutel Geldes dadurch 
zu Eigentum erwerben könne, daß man an einem anderen Beutel 
Geldes den fomalen Erwerbsakt warnimmt nıyn »5n D’32 mıyn nd D95 YboR 
Die ıanız. St. setzt dieses ein m37% nbpaw na mabn InbDEw INK. NT2N NDIN 1272 
wonach es sich um Beutel mit ungültigen Münzsorten handelt, de- 
ren eine durch den König außer Verkehr gesetzt worden 
ist, während dieses bei der andern durch die zn »2 geschehen 
ist. Die x» führt alsdann aus, daß beide Möglichkeiten erwähnt 
werden mußten, akzeptiert aber jedenfalls, daß eine Münze, die von 
den nn »» entgegen dem königlichen Gesetz nicht anerkannt wird, 
tatsächlich nicht als Münze zu gelten hat. 

Auf diese Frage werden wir weiterhin bei der Erörterung der 
Erfordernisse, die ein Gesetz erfüllen muss, um als "7; Anerkennung 
zu finden, noch einzugehen haben. 

Es sei in diesem Zusammenhange noch darauf hingewiesen, 
daß der "52 +” nmw mo onn aus dem Satze "7 folgert, daß das 
Papiergeld nicht den Charakter von Urkunden (nnpw), hat, woraus ja 
folgen würde, daß Eide unzulässig wären und auch im übrigen der 
rechtliche Schutz sehr eingeschränkt wäre. Vielmehr sei es den ge- 
wöhnlichen beweglichen Gegenständen 'gleichzustellen, obwohl es 
keinen materiellen inneren. Wert hat. 
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Allerdings hat sich gegen diese Ansicht das +» omn Wider- 
spruch erhoben. (Vgl: +" mo pre’ nay mw) 

Die Anerkennung der Münzhoheit hat nun, ebenso wie wir es 
bereits beim Steuerwesen beobachten konnten, eine Zurückdrängung 
von Sätzen des jüdischen Privatrechts im Gefolge. 

Wie nämlich der m pro mıpp 7” w Im Gegensatz zum nahe be o' 
ausführt, ist es nach fremden und nicht nach jüdischem Recht zu 
beurteilen, in welcher Weise Schulden bei Münzveränderungen zu- 
rückzuzahlen sind. 

Ein weiteres Gebiet der Staatsverwaltung, das gleichfalls dem 
Grundsatz 7"7 unterstand, ist die Einsetzung von Richtern und vo», 

Der '3 p"d von wnaımmt an, daß zwar der Resch Gelutha vom 
Könige zum Richter eingesetzt werden konnte, weil er vom pa nıbn 
47 abstammte, und ihm daher die Bestimmung »» ww so »5 zur 
Seite stand, daß aber sonst der König nicht das Recht habe, Richter 
einzusetzen. 

Im gleichen Sinne entscheidet auch der n’:> x paawn 

Die überwiegende Meinung der vo» geht indessen dahin, 
daß auch die Einsetzung von Richtern unter = fällt und daher 
gültig sei, sofern der Eingesetzte nur würdig ist. 

(vgl. ve nen JeiD onm za”>p 87 Aw snmatı DWwa N”y War) 

Praktisch ist dieses Anwendunsgebiet nicht von großer Bedeut- 
ung gewesen, da man jeden mit dem von bedrohte, der mit Hilfe 
der Regierung versuchen würde, sich- gegen den Willen der Betei- 
ligten zum Richter oder zum Rabiner einsetzen”zu lassen. 

(vgl. ws ven HDD omm und 2 190 om) 


esttatrrecht und. die ihm zu’ Grunde lie- 


genden Zwangsnormen. 


. Der Rambam bemerkt im z% ba nö son zo daß unter "7 auch 
falle eine Anordnung des Königs, nach der die Güter derjenigen 
eirzuziehen sind, die irgend einen königlichen Befehl übertreten. 

Damit wird aber auch grundsätzlich die Verbindlichkeit dieses 
Befehls selbst anerkannt, da der Zwang nur dann rechtmäßig sein 
kann, wenn eine Verpflichtung zur Unterwerfung bestand. 

Daß ferner der König hinsichtlich des Zwangsmittel nicht auf 
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Geldstrafen beschränkt war, ergibt sich daraus, daß (vgl. mn» ven 
vn ihm das Recht zuerkannt wurde, säumige Steuerzahler ins 
Gefängnis zu sperren. 

In 7 on ns ’abnn »”» und ebenso im " ba nrsbn bonn ao führt 
der Rambam aus, daß einem jüdischen König als Ausfluß des 
m>bon pı das Recht zustehe, Verbrecher hinzurichten, die nach den 
engen Grundsätzen des jüdischen Strafrechts straflos bleiben 
müßten. 

Es scheint mithin, daß eine gewisse, zum Bun desten ergänzende 
Strafgewalt zum 77 zu rechnen ist. 

Ausdrücklich hebt der nn »n mw own hervor, daß die Stra- 
fen, die der König gegen Mörder und Diebe verhängt, als +" anzu- 
erkennen sind. (Gewisse Einschränkungen insbesondere für den 
Fall, daß grausame oder unangemessen hohe Strafen verhängt 
werden, ergeben sich indessen aus ‚sa sp nn) vgl. auch ws nın m 
Ne Han DwS 13 jD1D 

Hervorzuheben ist noch, daß der ws 's pıswn ein Verbot des 
Königs, an die Mohammedaner Wein zu verkaufen, auf Grund von 
"7 für verbindlich erklärt. 


4. Das Urkundenwesen. 


Die mw» in jr yon erklärt alle Urkunden, die vor nichtjüdi- 
schen Gerichtshöfen ausgefertigt werden für gültig mit Ausnahme 
von ows wa und oma mmmee Die wm fragt darauf, daß diese 
Regelung begründet»erscheine hinsichtlich der Beweisurkunden, bei 
denen die Gültigkeit des Rechtsgeschäfts von der der Urkunde nicht 
abhängt, daß sie aber unverständlich sei hinsichtlich der konstitu- 
tiven Urkunden, wie z. B. bei den Schenkungsurkunden, die für 
die Gültigkeit des Rechtsgeschäfts maßgebend sind. 

Darauf antwortet 5wnw, daß die Anerkennung dieser Urkun- 
den auf +" beruhe. Außerdem antwortet die xn3 (bs My2 'N)) 
daß tatsächlich die konstitutiven Urkunden, die in dieser Hinsicht 


den zw wa und omsy sumw gleichen, mitsamt diesen ausge- 


nommen sind. 

Die meisten omexws (über den Rambam vgl. unten unter B) 
nehmen nun an, daß diese beiden Antworten der my nebenein- 
ander bestehen, sodaß die konstitutiven Urkunden dann als gültig 
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anzuerkennen sind, wenn ein besonderes Gesetz, auf Grund von &L 
erlassen, dieses verlangt, im übrigen aber nur die Beweisurkunden 
gültig sind, 

Bezüglich der Form der Urkunden ist es streitig, ob diese den 
Anforderungen des jüdischen Rechts genügen muss. Während 
dieses nach dem Rambam > 'n mb mbn Sonn wa '» und ebenso nach 
dem wiyn ea yo nicht erforderlich ist, verlangen es der yamı 
der saw und der wm, 

Jedoch führt der nn »ı z. St. aus, daß nach dieser Ansicht 
zur Verhütung von Fälschungen auch andere als die vom jüdischen 
Recht vorgesehenen Maßnahmen angewandt werden können. 

Umgekehrt aber ist es erforderlich, daß die Formvorschriften 
des fremden Rechtes richtig beobachtet werden, andernfalls die 
Urkunden ungültig sind, selbst wenn sie den Anforderungen des 
jüdischen Rechts entsprechen würden (x w»”) 

Die ganze Anerkennung der Urkunden, bezieht sich im übrigen 
nur-auf die formelle Gültigkeit der Urkunden, d. h. es wird nicht 
bezweifelt, daß dasjenige was in der Urkunde steht, wahr ist. 
Welche rechtlichen Konsequenzen aber aus den derart festgestell- 
ten Tatsachen zu ziehen sind, das wird ausschließlich nach jüdi- 
schem Recht beurteilt. (ra> penn jmw ‚a yaanı can warn) 

Im Einzeinen haben im Laufe der Geschichte verschiedene 
Arten von Urkunden Anerkennung gefunden. 

Der 3357 (9 pwa yon ‚no men yranı own mw) erwähnt die Anerken- 
nung der Urkunden, der Notare, ebenso auch der nrıyn ‚vun wım. 


Nach dem xsen naen oe vs (no on) sind auch die Bücher an- 
zuerkennen, in denen die Forderungen und sonstigen Rechte beur- 
kundet werden. 

Aus, diesen Ansätzen sind nun die modernen Grundbücher ent- 
standen. Bei ihnen handelt es sich zweifellos um konstitutive Ur- 
kunden, da im modernen Grundrecht das dingliche Erfüllungsge- 
schäft nahezu vollkommen vom kausalen Rechtsgeschäft, dem Kauf- 
vertrag, abstrahiert wird. 

Da nun die Anerkennung konstitutiver Urkunden nach dem 
Ausgeführten davon abhängt, ob ein dahingehendes Gesetz als +" 
besteht, müssen wir fragen, ob dieses im Falle der Grundbücher 
zutrifft. 
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Dieses wird indessen zu bejahen sein, weil es sich um eine 
zwingende Regelung handelt und der Staat dem Inhalt des Grund- 
buchs einen besonderen öffentlichen Glauben verleiht. Hinzu kommt 
dann natürlich noch, daß es sich um das Bodenrecht handelt, bei 
dem an sich schon eine gewisse Wahrscheinlichkeit dafür ‚spricht, 
daß es als 77 auszusehen ist. | 


Bedenken bestehen nach denjenigen, die verlangen, daß die 
Formvorschriften des jüdischen Rechts gewahrt sein müssen. Nach 
dieser Ansicht muß man im Anschluß an den (109) vwıp nnw any die 
Anerkennung der Grundbücher mit einem unter den Juden bestehen- 
den Gewohnheitsrecht begründen. 


0 DLenstaatlacheöGertichtebareren 


Mit der Anerkennung der Gültigkeit der vor den fremden Ge- 
richtshöfen errichteten Urkunden findet naturgemäß ein gewisser . 
Teil der Gerichtsbarkeit dieser Gerichte gleichfalls Anerkennung, 
soweit es sich nämlich um reine Beurkundungen handelt. 


Daraus folgt aber auch, daß es zulässig ist, derartige Beurkun- 
dungen vornehmen zu lassen. (vgl. ’s mn "mb om mw) Zu fragen 
ist aber, ob das Gleiche auch der Fall ist bezüglich derstreitigen 
Gerichtsbarkeit. 


Prinzipiell ist diese Frage zu verneinen. Es ergibt sich dieses 
aus dem Ausspruch des now = in imo puma inmman nen na Dipn 55 
xbı onso5 onneb pen Ser pienwnn mom Anmaw ommeb ppmmb- nn mnn IR Baay TR 
onay 9305 

Allerdings führt ws am Anfang von owswn als Grund hierfür 
an y eo ponw d.h. daß man durch Inanspruchnahme der fremden 
Gerichtsbarkeit dem Götzendienst Anerkennung zolle. Dieser Grund 
würde natürlich heute nicht mehr bestehen, da erstens von einem 
Götzendienst heute nicht mehr die Rede sein kann und außerdem 
eine vollkommene Trennung der Gerichtsbarkeit von der Religion 
stattgefunden hat. Es brauchte auch nicht erörtet zu werden, ob 
nicht die Norm als 'yınsw 57 auch nach Fortfall des Grundes noch 
weiterbesteht, da ja nicht der Grund fortgefallen ist, sondern die 
Sache selbst, bezüglich der die Norm erlassen wurde, nicht mehr 
existiert. (Wegen dieser Unterscheidung vgl. onen mm ALe. YDp) 
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Der Rambam dagegen am Ende von _jmsno nsbn begründet 
den angeführten Ausspruch des pam damit, daß jeder, der vor 
nichtjüdischen Gerichten Recht sucht, dadurch die mn herabsetze 
und gewissermaßen zu erkennen gebe, daß er die Rechtsgrundsätze 
der „mn nicht für gerecht oder zulänglich halte. 

‚Dieses gilt selbst dann, wenn im Einzelfall das fremde Recht 
zu dem gleichen Resultat kommt wie das jüdische. Ist dieses aber 
nicht der Fall, dann ist «sogar möglicherweise das durch Urteil 
Zugesprochene als 53 zu betrachten. (vgl.: yon mo va prawn 

Dieser nimmt an, ‚daß Raschi im Grunde die gleiche Auffassung 
hege wie der Rambam, ebenso " jap x 'ı yawn; vgl. ferner onb nmw 
‚2 BD) 

Daß hiernach der Ausspruch des psp auch heute noch anzu- 
wenden ist, bedarf keiner Erörterung. Denn da es sich um einen 
0 handelt, würde sogar ein entgegenstehendes 7" nicht in Be- 
tracht kommen. (So ausdrücklich der ps» am Anfang von prunen) 

Tatsächlich ist es aber garnicht richtig, daß heute ein zwin- 
gender Rechtssatz besteht, durch den die Ausübung einer jüdischen 
Gerichtsbarkeit ausgeschlossen würde. Richtig ist, daß die Aus- 
übung einer geistlichen Gerichtsbarkeit in Deutschland zur Zeit 
ohne bürgerliche Wirkung ist. Damit ist aber keineswegs gesagt, 
daß der Staat eine geistliche Gerichtsbarkeit nicht dulden will, 
sondern nur, daß er es ablehnt, sie zu fördern. Gegen eine private 
Schiedsgerichtsbarkeit aber hat der Staat nicht nur nichts einzu- 
wenden, sondern er unterstützt sie sogar, indem er ihre Urteile un- 
ter bestimmten Voraussetzungen ohne Weiteres anerkennt und sie 
durch seine Machtmittel vollstrecken läßt.*) 


Man kann auch nicht einwenden, daß eine Anwendung des 
jüdischen Rechts heute nicht möglich sei, weil ihm die notwendige 
Zwangsgewalt fehle, denn erstens trifft dieses, wie im Vorhergehen- 
den. bereits angedeutet, nicht zu, sodann aber würde lediglich die 
äußere Zwangsgewalt fehlen, die sich sehr wohl durch eine innere, 
dem Gewissen des Einzelnen entspringende, ersetzen läßt. Wenn 
allerdings diese fehlt: x7 nme 04, dann ist es erlaubt, sich an 
das nichtjüdische Gericht zu wenden. 


®) vgl. Dr. Israel Hildesheimer, das biblisch Talmudische Recht, Gesammelte Aufsätze, Frankfurt a/M 
1923,75... 30: 
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Insofern gilt indessen die staatliche Gerichtsbarkeit als = als 
die Urteile der Gerichte als staatliche Hoheitsakte unbedingt zu 
respektieren sind. (Vgl. wegen dieser Frage an 8 13 nn yo) 

Insbesondere sind Urteile, die in Prozessen zwischen Juden 
und Nichtjuden vor den staatlichen Gerichten ergangen sind, .als +“, 
anzuerkennen und der rechtlichen Beurteilung in Nachprozessen 
zwischen dem beispielsweise verurteilten Juden und dem ihm regreß- 
pflichtigen Juden zu Grunde zu legen. (Vgl. vmnn nme ren new 
mm 555 wunn nm Top pmaapanı 


6. "DAaszrriratrerchr 


Bei der Erörterung der Frage, ob das fremde Privatrecht als + 
anzuerkennen ist, ist auszugehen von dem ‚a pp ss Py mans Near 
vo® Do won der dieses ganz kategorisch verneint mit der Begrün- 
dung, daß man sonst vn das ganze jüdische Recht us» sein würde. 
In dem gleichen Sinne bewegen sich auch die Ausführungen des 
vpp 'pinn und des oe, Der so 'x prawn bezeichnet sogar die ge- 
wohnheitsrechtliche Anerkennung des gesamten fremden Privatrechts 
durch die Bewohner von Majorka als einen mo bw anın. ä 

Diese Ansicht ist insofern auffallend, als an sich der Grundsatz 
gilt: oo san pama mmna aınaw ne Dy munan 55 , wonach die rechtlichen 
Grundsätze des ın in der Regel dispositiver Natur sind, die Par- 
teien mithin frei darüber verfügen können, nach welchen Regeln sie 
ihre Rechtsverhältnisse ausgestalten wollen. Insoweit müßte daher 
auch eine generelle Rezeption des nichtjüdischen Rechts durchaus 
denkbar sein. Um diesen scheinbaren Widerspruch aufzuklären, 
müssen wir fragen, ob es einen prinzipiellen Gegensatz zwischen jü- 
dischen und nichtjüdischen Recht gibt, namentlich hinsichtlich der 
Grundsätze, die als +7 in Betracht zu ziehen wären. 


Eine solche prinzipielle Verschiedenheit läßt sich freilich nicht 
derart feststellen, daß man eine, Anzahl von Erscheinungen des 
Rechtslebens herausgreift und dann konstatiert, daß das eine Recht 
diese Regelung, das andere Recht die entgegengesetzte vornimmt. 

Denn derartige Bestimmungen des Rechts sind dem Wandel 
unterworfen. Es können in der gl. Rechtsordnung im Laufe der Jahr- 
hunderte bezüglich einer Materie entgegengesetzte Regelungen ver- 
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wandt werden. Grundsätzliche Verschiedenheiten lassen sich viel 
mehr nur in dem relativ Bleibenden der Rechtsordnungen nachwei- 
sen. Dieses relativ Bleibende aber ist die formale Art des Ordnens 
und Urteilens. | 

In dieser Hinsicht soll zunächst hingewiesen werden auf den 
Grad der Rücksichtnahme gegenüber Zweckmäßigkeitserwägungen. 

Man neigt sehr leicht zu der Annahme, daß das jüdische Recht 
den "Begriff der Zweckmäßigkeit überhaupt nicht kennt. In dieser 
Allgemeinheit ist indessen diese Anschauung nicht richtig. Das 
jüdische Recht ist sich durchaus der Tatsache bewußt, daß es ein 
nach Zwecken bestimmtes Wirtschaftsleben regeln willundsich daher 
diesen anpassen muß, um nicht in der Luft zu schweben. 

Allein es gilt hier eine ganz wesentliche und prinzipielle Ein- 
schränkung. Es kann nämlich aus Zweckmäßigkeitserwägungen 
von einer bestehenden rechtlichen Regelung nur dann abgewichen 
werden, wenn: 

I) es sich um rein formelle Bestimmungen handelt, die einen 
Eingriff in materielle Rechte überhaupt nicht darstellen, z.B. mew pp'n 
oder 2) es sich um solche Rechtsbeziehungen handelt, die durch den 
Willen der Parteien frei hervorgerufen werden, welche sich hierbei 
naturgemäß durch wirtschaftliche Gesichtspunkte leiten lassen: w pıy 
man Wayan 3"D "2 5NwiN Mapn imD pa HwaT Im DD 
oder 3} die bestehende Regelung keinen genügenden Schutz gegen- 
über an sich unerlaubten Handlungen gewehrt: 'n ps» z2 "7 pr2 por 

Dagegen ist es nicht möglich, bestehende oder unabhängig vom 
Willen der Beteiligten entstehende Rechte des Einzelnen aus reinen 
Zweckmäßigkeitserwägungen zu beschränken oder zu beseitigen. 

In diesem Sinne sagt der 'x »unn daß jede pn unzulässig 
sei, bei der »snb xmom 'unb mm das Recht des Einen zu Gunsten 
des Andern beschränkt wird. (vgl. auch nupn oo '3 pID ara7 samın) 

Zur Veranschaulichung dieses Prinzips sei auf Folgendes hin- 
gewiesen. Bezüglich des Spezifikationserwerbs steht das jüdische 
Recht auf dem Standpunkt, daß infolge einer Verarbeitung des Soffs 
das Eigentum auf den Verarbeiter nur dann übergeht, wenn sie 
sich nicht mehr rückgängig machen läßt. 

Auf dem gleichen Standpunkt hat auch das römische Recht 
im corpus iuris gestanden. Man hat diese Regelung aber verlassen 
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aus der Erwägung heraus, daß sie, wirtschaftlich gesehen, zu un- 
angemessenen Resultaten führen kann. Denn wenn beispielsweise 
ein großer Künstler aus einem gestohlenen Klumpen Silber ein 
Kunstwerk herstellt, so würde er kein Eigentum erwerben, da sich 
ja die ursprüngliche Form wiederherstellen läßt. Wenn dagegen 
jemand aus einem gestohlenen Stück Holz einen kunslosen' Löffel 
schnitzt, so würde das Eigentum auf ihn übergehen, weil sich das 
ursprüngliche Stück Holz nicht zurück gewinnen läßt. 


Im jüdischen Recht wäre ein Abweichung von der Regelung 
aus diesen Erwägungen nicht möglich. 


In derselben Richtung liegt folgendes. x3»1 willin y> ws die 
Rückgabe von Fundsachen gegen Angabe der besonderen Kenn- 
zeichen damit begründen, daß man ganz allgemein mit einer so 
zweckmäßigen Regelung einverstanden sein, und selbst der Finder 
nichts gegen sie einzuwenden haben würde, weil er auf diese Weise 
Aussicht hat, auch seinerseits verlorene Gegenstände zurückzuerhal- 
ten. Hiergegen wendet aber die xnnı ein, daß man aus solchen 
Erwägungen heraus diese Regelung nicht begründen könne, da ja 
der. Eigentümer mit ihr nicht einverstanden sein würde. (vgl. vw 
zur Stelle). 

Soweit wir in ähnlichen Fällen eine Beschränkung oder Aufhe- 
bung von Rechten finden, werden sie nicht mit Zweckmäßigkeits- 
erwägungen begründet. 

Sc wird z.B. das Vorkaufsrecht der Nachbarn nicht mit seiner 
wirtschaftlichen Bedeutung motiviert, sondern mit einer sittlichen 
Pflicht: sum ern mw Dieses ist aber nun keineswegs eine theore- 
tische Haarspalterei, die praktisch gar keine Konsequenzen zeigt, 
Denn diese theoretische Begründung führt zu dem Resultat, daß 
einem ps» gegenüber das Vorkaufsrecht nicht durchergreifen kann, 
obwohl- die wirtschaftlichen Erwägungen bei ihm natürlich in er- 
höhtem Maße Platz greifen. (vgl. auch: „31 x>%% 87 145 xD na) 

Dieses alles zeigt aber, daß dem jüdischen Recht im Gegensatz 
zum modernen Recht ganz offentsichtlich ein Obersatz fehlt, der 
es zulassen würde, von dem formalen Rechtsgrundsatz zu Gunsten 
von wirtschaftlichen Erwägungen im Einzelfall abzuweichen. 

Auf die gleiche Erscheinung stoßen wir nun auch bei der 
Frage nach dem Verhältnis des Rechts zur Billigkeit, zur Nächsten- 
liebe, zu den sozialen Problemen. 
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Man neigt zu der Annahme, daß das jüdische Recht eine Schei- 
dung von vswn und „ps von Recht und Billigkeit nicht kennt. 
Dieses ist indessen nicht zutreffend. Zweifellos berücksichtigt das 
jüdische Recht die soziale Frage in sehr hohem Maße. Aber auch 
hier gilt wiederum eine ganz grundlegende Einschränkung. 


Es ist nämlich die Einbeziehung der Billigkeit in das Recht nur 
insoweit möglich, als der soziale Mißstand mit zwingender Not- 
wendigkeit ganz allgemein mit dem Tatbestand der Rechtsbezie- 
hung verknüpft ist. Z. B. zn 5ya5 pusont Immer dann, wenn ein 
Schuldner kahl gepfändet werden soll, entsteht ein sozialer Mißstand. 
Seine Berücksichtigung im Rahmen des Rechts ist daher möglich. 


Trifft diese Voraussetzung indessen nicht zu, sondern ergibt 
sich nur im Einzelfall bei der Anwendung des Rechts ein sozialer 
Mißstand, dann verbietet die mn expressis verbis eine Abweich- 
ung vom Recht mit den Worten, 3713 ınn »5 I, die von unseren 
Weisen dahin interpretiert werden, daß man in einem Rechtsstreit 
zwischen einem Armen und einem Reichen nicht den ersteren aus 
sozialen Erwägungen begünstigen dürfe, vielmehr dem Reichen un- 
bedingt das ihm rechtmäßig Zustehende zusprechen müsse. (vgl. 
2 m pomab "Sonn '3 pID D"34N) 

Dementsprechend erblickte die mmn in der Vorschrift, daß 
man dem armen Schuldner das gepfändete Gewand zum Gebrauch 
überlassen soll, keine Rechtsvorschrift, sondern bezeichnet ihre 
Befolgung als np12 (npe mınn DV! 

Dieselbe scharfe Scheidung von vswn» und „ps zeigt uns auch 
der, Ausspruch des Propheten yes; mp2 won mewo nme hütet das 
Recht und übet Mildtätigkeit! 

Wie sich dieser Grundsatz in der Praxis auswirkt, veranschau- 
licht die folgende Entscheidung des ven ("d> nnw), Ein jüdischer 
Schuldner hat jüdische und nichtjüdische Gläubiger. Er ist an 
‚sich verpflichtet, zuerst die ersteren zu befriedigen, In diesem Falle 
würden die nichtjüdischen Gläubiger ihn in den Schuldturm werfen 
lassen, was im umgekehrten Falle die jüdischen Gläubiger nicht 
tun könnten. Trotzdem entscheidet der own, daß er die jüdischen 
Gläubiger befriedigen müsse. Hieran ändere sich nichts dadurch, 
daß erin den Schuldturm wandern muß. Wenn dieser Fall eintritt, dann 
werde manihn eben auslösen, wie man andere Gefangene auch auslöst. 
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Es unterliegt gar keinem Zweifel, daß man im modernen Recht 
in einem ähnlichen Fall zum entgegengesetzten Resultat kommen 
würde, weil eine derartige Leistung dem Schuldner nicht mehr zu- 
mutbar wäre, und das moderne Recht einen Öbersatz besitzt, der 
die Berücksichtigung solcher Billigkeitserwägungen in jedem Ein- 
zelfall gestattet.*) | | 

Nun wird man natürlich fragen: Steht denn das jüdische 
Recht auf dem Standpunkt des Fiat institia pereat mundus? Will 
das jüdische Recht die konsequente Durchführung seiner Grund- 
sätze selbst auf Kosten der wirtschaftlichen Existenz des Einzelnen ? 

Die Antwort auf diese Frage enthält der bekannte Ausspruch 
des mn in 8b main pe by gms nn maps sp non mibens mann nd 2b mes 
(br Nenn 29p) pen mmen onBb 172% 

Jerusalem ist deshalb zerstört worden, weil man. sich auch 
praktisch auf den Rechtsstandpunkt gestellt hat und nicht freiwillig 
pam mmwn one5 gehandelt hat Eben deswegen aber hatte bereits 
der Prophet gemahnt mit seinen Worten: np wyı vewn nnws Zwar 
sollt ihr das Recht behüten, handeln aber sollt ihr nach den Grund: 
sätzen der npss! | 

Also auch das jüdische Recht kennt einen Obersatz. Dieser 
ist aber nicht Bestandteil des Rechts, sondern gegründet auf den 
freien sittlichen Entschluß des Einzelnen. Der Einzelne soll frei 
. darüber entscheiden, ob er von seinem Recht Gebrauch machen 
will, er hat aber Anspruch darauf, daß ihm sein Recht unverkürzt 
zu Teil werde. 

Voraussetzung hierfür ist nun aber auch die ganz andere 
Bewertung der Einzelpersönlichkeit im jüdischen Recht im Gegen- 
satz zu den modernen Rechten. 

Das jüdische Recht steht auf dem Standpunkt der 
Willensfreiheit ypymw m "a7 paban an an maT myap ab mw TR 
obwohl es sich durchaus der Tatsache bewußt ist, daß sich die 
Menschen praktisch determinieren lassen (vgl. '= 'x p1a nad) « 

*) Allerdings wird auch für das jüdische Recht die Meinung vertreten, daß man die Parteien selbst im 
Einzelfalle dazu zwingen könne, nach dem Grundsatz des JH) 7 My zu handeln. (vgl. 'Ap"pu’sı 7"w 
MIN JONI DWI 2737 DD 99719 ‚7 2"4 7090 "3 Die überwiegende Anzahl der DYPE1E hat dieses 
jedoch nicht akzepfiert, inbesonder weder der D"341 noch der 1% und der Y t, (vgl. ausdrücklich dage- 
gen: 'n 3” aD pm Sr DWa 2) "7 RD m737 2"D WIN "37 'D mW 9397 und ferner MBDIN 
MYaIN ne m 3"3 
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Das jüdische Recht steht ferner im Gegensatz zu den moder. 
nen Rechten auf dem Standpunkt der formalen Beweistheorie. 

427 Dipi oımp omw m by Die Aussage zweier Zeugen erbringt 
vollen Beweis der bekundeten Tatsache, sofern sich Widersprüche 
nicht nachweisen lassen. Man hat es als großen Fortschritt ge- 
feiert, daß man im modernen Recht mit solchen Grundsätzen ge- 
brochen hat und zu dem sogenannten Prinzip der freien Beweiswür- 
digung übergegangen ist, welches es völlig in das Ermessen des 
Richters stellt, ob er sich mit der Aussage eines Zeugen begnügen 
oder über die Aussage von zehn Zeugen hinwegsetzen will. 

Man bedenkt dabei nur nicht, welch‘ ungeheurer kultureller 
Rückschritt in diesem vermeintlichen Fortschritt zum Ausdruck 
kommt! 

Denn wann und nur wann kann man denn statuiren, daß die 
Aussagen zweier beliebiger Männer aus dem Volke unbedingt be- 
weisend sind ? 

Sicher dann nicht, wenn man davon durchdrungen jst, daß 
jahraus jahrein unzählige Meineide vor den Gerichten geschworen 
werden! 

Wohl aber dann, wenn man weiß, daß eine falsche Aussage 
für den Zeugen einen Bruch mit dem ganzen System bedeuten 
würde, in dem sein Innenleben verankert ist.*) 

Dieselbe Bewertung der Einzelpersönlichkeit zeigt dann auch 
die Ausgestaltung des jüdischen Schuldrechts, über dem mit eher- 
nen Lettern der Satz steht: nmayb omay abi om may orgay Dune aa 95 95 
welcher insbesondere zu einer Regelung des Arbeitsrechts führt, an wel- 
che die modernen Errungenschaften beiweitem noch nicht heranreichen. 

Wenn man sich nun die vorerwähnten Tatsachen vergegen- 
wärtigt, daß das jüdische .Recht jeglichen Eudämonismus von der 
Rechtsbildung fernhält und andererseits eine ganz unerwartet schar- 
fe Scheidung zwischen vewn und np7s vornimmt, dann wird man 
unabweislich zu der weiteren Konsequenz gedrängt, daß das Recht 
im System des Judentums Selbstzweck sein muß und nicht, wie das 
moderne Recht, nur eine Technik des sozialen Lebens bedeutet! 


*) Es liegt hierin eine zwanglose Erklärung dafür, daß auch die UÜbertretung von Normen, die nicht 
wand DIN }’2 sind, die Zeugnisunfähigkteit zur Folge haben, sodaß man nicht zur Annahme einer 
S1NI7 MN73 genötigt ist. Vgl. Die Konfroverse über diese Frage bei Dr. Hildesheimer Ges. Aufsätze S. 38. 
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Dieses widerspricht nun allerdings dem, was der Hr und der 
nep übereinstimmend im x mp vn me im Anschluß an den 
na’ „mausführen. Sie suchen die beiden mw» im I. Perek von pax 
nämlich: (3 nen) orson nbna byn mmayn bp mann by Say obiym omıaı mebe bp 
und andrerseits:(s" men) mben by pam by mann by op nbiyn omas mebe by 
dahin auszugleichen, daß die in der ersten aufgezählten drei Dinge 
Selbstzweck, dagegen die letzten nur Mittel zur Erhaltung der 
Kultur ohne selbständige Bedeutung seien. 

„ Diese Auffassung ist indessen nicht haltbar. Unmöglich ist 
es, zu behaupten, daß der nnx kein Selbstzweck sei; unmöglich ist 
es, zu behaupten, daß der ndw kein Selbstzweck sei. 

Ebenso unmöglich aber ist es, dieses von 77 zu behaupten. 
Der m selbst bringt e8}W0) den Vers (x bon) mawnı mp2 nwy 
nat5 'nb ms», woraus sich ergibt, daß das Recht höher steht als 
die „may, welche zu den Dingen gehört, die Selbstzweck sein sollen. 
(vgl. dazu 'z 'n omaw 15 man wm) 

Von den vielen Stellen in den Aussprüchen unserer Weisen, 
die die Bedeutung des Rechts hervorheben, sei nur eine im Wortlaut 
wiedergegeben: (n 'n mw» nmamw 7b na) wm) „Auf die Rechtssatzungen 
wandte »5 „ folgendes Gleichnis an. Ein König, der viele Söhne 
hat und unter ihnen am innigsten den jüngsten liebt, schenkt diesem 
von seinem Besitz, das was ihm das Liebste ist. So habe auch 
Gtt gesprochen, ich gebe das, was ich am meisten liebe, dem Volk, 
das mir das liebste ist. Von allem aber was ich geschaffen habe, 
liebe ich nichts so sehr wie das Recht, wie es heißt (wo nıyor), „denn 
ich Gti liebe das Recht.“ Gtt habe zu 5u1w gesprochen: dadurch 
daß ihr das Recht behütet, werde ich erhöht, wie es heißt: 'n nam 
nnye Bpwna MIND 

Den Ausführungen des nı» und des rw» liegt indessen eine 
Anschauung zu Grunde, die wir auch bei modernen Schrifstellern, 
wie beispielsweise Tolstoi, wiederfinden, daß die Nächstenliebe 
höher stehe als das Recht und auch imstande sei, dieses völlig 
überflüssig zu machen. 

Zu eine solchen Auffassung gelangt man in der Regel in der 
Weise, daß man von der tatsächlichen Unvollkommenheit der 
Menschen ausgeht und beobachtet, daß ein friedliches Zusammen- 
leben mit ihnen nur denkbar ist, wenn man über ihre Schwächen- 
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fortwährend hinwegsieht und auf die eignen Rechte, nach Möglich- 
keit verzichtet. Daraus schließt man dann, daß die Liebe das 
Höhere sein müsse, da sie die Verbindung. herstellt in Fällen, in 





denen das Recht versagt. 

| Daß diese Schlußfolgerung nicht zutreffend ist, veranschau- 
licht folgende bekannte Erzählung 'n bn »ıa7 a2 mbeıv; „Alexander 
der Große wurde auf seinem Zuge nach Indien einmal Zeuge 
der Rechtsprechung eines Volkes, dessen Gebiet er berührte. 
Es hatte jemand ein Feld gekauft und fand darin einen Schatz. 
| Er verlangte von dem Verkäufer die Zurücknahme des Schatzes, da 
Br. er nicht diesen, sondern nur das Feld gekauft habe. Der Verkäufer 
verweigert die Zurücknahme, weil er das Feld mit allem, was darin 
sei, verkauft habe. Der Richter entscheidet dann, daß der Schatz 
den Kindern der Parteien als Mitgift gehören solle.“ 

Hier sehen wir einen Zustand einer relativen sittlichen Voll- 
kommenheit, jede-der Parteien lehnt es auf das Entschiedenste ab, 
sich etwas zuzueignen, was ihr nicht zusteht. 

In diesem Idealzustande nützen dann aber nichts die Regun- 
gen der Nächstenliebe, die ja auf beiden Seiten mit gleicher Stärke 
entwickelt sind, vielmehr ist man unabweislich darauf hingewiesen, 
nach den Grundsätzen des reinen Rechts zu entscheiden.*) 

Der Widerspruch in den beiden mmwnin max, der Ausgangs- 
punkt des ns und des zwn5,läßt sich durch die Annahme beseitigen, 
daß die erste „wm feststellt, mit welchen Mitteln das Innenleben 
des Einzelnen organisiert werden muß, nämlich mitzmun,amay undnbma 
oem und die zweite zıwn dann hervorhelt, daß unter dieser Vorausset- 
zung, d. h. wenn das Innenleben der Einzelnen auf dieser Grundla- 
ge gestaltet ist, das soziale Zusammenleben aufgebaut werden kann 
auf 77, mas und mbw, Ist aber jene erste Voraussetzung nicht ge- 
geben, dann ist die Herrschaft des Rechts ausgeschlossen, dann 
kann die Wahrheit sich nicht durchsetzen, und ist ein sozialer 
Frieden undenkbar. 


. Wir verstehen nunmehr aber auch eine andere „wen in man 
nämlich: (wm ’3 pro) pas 17 bin mabn Dip man ammtapa main ip ybp bapnn 59 


*) Daß die Grundsätze des pn mmwn 2905 in einem Zusfande relativer sittliche Vollkommenheit 
nicht die regelnde Grundlage des sozialen Zusammenlebens bilden können, ergibt auch die Auseinander- 


setzung des bar 1 und SSN ' in 9” PeıTm 
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Es läßt sich historisch nachweisen, daß grade jene - Erschei- 
nungen, hinsichtlich derer wir eine entgegengesetzte Einstellung 
des modernen Rechts gegenüber dem jüdischen Recht wahrnehmen 
konnten, die Verquickung des Rechts mit Zweckmäßigkeits- und 
Billigkeitserwägungen auf der einen Seite und die Minderbewer- 
tung der Einzelpersönlichkeit auf der anderen Seite, mehr oder we- 
niger Folgen einer obrigkeitlichen Einwirkung auf ein von ganz 
entgegengesetzten Prämissen ausgehendes Volksrecht gewesen sind. 
(vgl. z. B. Sohm, Fränkische Reichs- und Gerichtsverfassung S. 
138, 143). 

Das jüdische Recht, dem die Ausgestaltung des Innenlebens 
Voraussetzung ist, kann dagegen die Idee des Rechts, die ihm 
Selbstzweck ist, von allen Beimengungen bewahren, die letzten 
Endes zu einer Erschütterung des Rechtsgefühls des Einzelnen füh- 
ren müssen. 

Nachdem wir somit zu einer  prinzipiellen Ablehnung einer 
allgemeinen Rezeption des Privatrechts als „7 gelangt sind, bleibt 
noch die Frage zu erörtern, unter welchen Voraussetzungen einzelne 
Normen des Privatrechts als 7"; zu gelten haben. 


Nach der Theorie, die das Anwendungsgebiet von 7"; grund- 
sätzlich auf solche Dinge beschränkt, von denen der König einen 
materiellen Nutzen hat, ist die Beantwortung dieser Frage einfach, 
da hiernach das Privatrecht durch" nur insoweit berührt werden kann, 
als sich dieses aus dem Steuerwesen u. s. w. ergibt. 

Im übrigen stellt der xmı .im vw no mm, die Theorie auf, daß 
alle Rechtsnormen, die Ayan nıpns, zum allgemeinen Landeswohl, 
erlassen werden, als 77 anzuerkennen sind. 

Hiergegen wendet indessen der uw pd. zıy nn mw ein, daß sich 
einmal kein Beweis für die Richtigkeit dieser Theorie findet, daß 
sie aber auch nicht möglich sei, weil sie unbedingt zur Anerken- 
nug des gesamten Privatrechts führen muß, da man von jeder Norm 
behaupten könne, sie sei mnn mıpnb erlassen worden. Daß ein 
solches Resultat nicht richtig ist, muß aber auch der x’»ı zugeben, 
der sich (a. a. ©.) dem xuwn in der Ablehnung der generellen 
Rezeption des Privatrechts anschließt. 

Aber auch die Theorie, die der 7w (a. a. O.) aufstellt, ist 
nicht befriedigend. Nach ihm soll jedes Gesetz dann und nur dann 
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als „7 anerkannt werden, wenn es nicht gegen eine ausdrückliche 
Norm des jüdischen Rechts verstöst. 

Hiergegen ist zu bemerken, daß dort, wo 77 zur Anwendung 
kommt, dieses zweifellos auch unter Zurückdrängung von jüdischen 
Rechtsgrundsätzen geschieht. Im Laufe. unserer Erörterungen ha- 
ben wir bereits auf einige dieser Fälle hingewiesen. 

Es sei nochmals hervorgehoben, daß der ww selbst im „op +" 
m pp im Gegensatz zum „nbw bw or ausführt, daß für die Frage, 'in 
welcher Weise Schulden nach Münzveränderungen zurück zu zah- 
len sind, nicht das jüdische, sondern auf Grund von 7 das fremde 
Recht zur Anwendung kommt. 

Der eigentlich entscheidende Gesichtspunkt scheint vielmehr 
der zu sein, wie dieses insbesondere vom vrpw pp va Inner Spy Yon und 
vom y 7» 's porn pıawn deutlich zum Ausdruck gebracht wird, daß 
es sich um eine zwingende Regelung des fremden Rechts handeln 
muß. Eine solche würde in der Tat auch entgegen einer ausdrück- 
lichen Norm des jüdischen Rechts zur Anwendung zu kommen 
haben. R 

Aus der Geschichte seien hierfür zwei Beispiele erwähnt. 

Das jüdische Recht kannte genau so wie das deutsche Recht *) 
das Institut des Strandrechts, kraft dessen man sich gestrandetes 
Schiffsgut ohne weiteres aneignen konnte. Dieses Recht haben 
nun die Fürsten im Mittelalter mit aller Gewalt abzuschaffen ge- 
sucht. Zuerst erließ Friedrich II. im Jahre 1220 ein dahingehendes 
Reichsgesetz, das als Authentica Navigia in das corpus iuris auf- 
genommen wurde. Seinem Beispiele sind dann viele andere Fürsten 
gefolgt. 

Diese Gesetze wurden als "7 anerkannt. (vgl. "vun mn wem) 
Hierbei tritt der Begriff des mals ein im Gegensatz zum 
Volksrecht sich durchsetzendes obrigkeitliches Recht mit beson- 
derer Schärfe hervor. 

Ein anderer Fall betrifft das Hehlereirecht (' vw xemn) das infol- 
ge von 7-7 insofern abgeändert worden ist, als der Eigentümer der 


*) Allerdings hat dieser Institut in den beiden Rechten ganz verschiedene Wurzeln. Im germanischen 
Recht folgte es aus der prinzipiellen Rechtlosigkeit des Fremden. (Hübner, Grundzüge des Deufschen Privat- 
rechts 5. 377). Im jüdischen Recht hat es mit dem Fremdenrecht nichts zu tun, folgt vielmehr daraus, 
dass der Schiffbüchige seine Rechte aufgibt, da er in der Regel nicht hoffen kann, sein Eigentum wieder 


zu erlangen (vgl. 8”3 n“3) 
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gestohlenen Sache Rückgabe auch noch verlangen konnte, nach- 
dem nach jüdischen Rechtsgrundsätzen das Eigentum bereits über- 
gegangen war. (neyn mw oder nwa now vn) 

Abgesehen von’ derartigen Sätzen des Privatrechts, die als 
77 anzuerkennen sind, ist es in weitem Umfange als znın zweifellos 
für die rechtliche Beurteilung heranzuziehen. Bei der in dieser 
Hinsicht vorzunehmenden Abgrenzung würde allerdings der erwähn- 
te Gesichtspunkt des 7'w von erheblicher Bedeutung sein, wonach 
es darauf ankommt, ob der Satz des fremden Rechts jüdischen Rechts- 
grundsätzen widerspricht. 

Im Einzelnen wäre dann noch zu fordern, daß es sich um ei- 
nen ının im Verkehr unter Juden handeln muß (vgl. »py mw mw 
Sen „bon amasyanı pm zpp jump nn pin) und daß der betreffende 
Rechtssatz sich dem Geist des jüdischen Rechts einfügen läßt. 
(vgl. » sro mw ‚mb p'B a"y nın-7w ‚m pmnB) Tin „IB AMSIyENT Dann, 


7" DIMID’N 

Eine prinzipielle Schranke findet die Anwendung des Satzes 
"77 sobald ihr irgendwelche omııoıx entgegenstehen. 

Der np no 'x pon prawn führt aus, daß man hiergegen nicht ein- 
wenden könne, daß der 53 mo durch +7 beseitigt werde. Denn 
dort wird ja nicht der os beseitigt, sondern die zu Grunde lie- 
gende rechtliche Regelung, deren Konsequenz nur der yo ist. 

Die ganze jüdische Geschichte ist eine fortlaufende Illustration 
dafür, daß die Treue gegen das Gesetz allerdings die Schranke für 
den Gehorsam gegen den Staat gewesen ist. (vgl. S. R. Hirsch 
Ges; ‚Schriften. ıIIE"S. 122 "ff ): 

Angefangen von 5bx’37, der sich weigerte, von den Gerichten des 
Königs zu genießen, der sich nicht, wie der König verlangte, vor 
dem Götzenbilde niederwarf und dem Befehl des Königs zuwider 
sein Gebet in gewohnter Weise verrichtete, über ‘sn der sich 
gegen den Befehl des Königs vor nn nicht beugte, haben im Laufe 
der Jahrhunderte Unzählige durch Hingabe von Gut und Blut be- 
wiesen, daß hier die Grenze liegt, jenseits der die Gebote der Könige 
den Befehlen eines Höheren weichen müssen.*) 


* Inwieweit ein Gleiches auch von den zwingenden Besfimmungen des jüdischen Recht gilt, erscheint 
angesichts der Inferpefation des: 3A 133 nuNY’ nburs 12 DN (m 3"3) durch den D"I3WN z. St. recht 


zweifelhaft. 
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B. Die einzelnen Theorieen über das Anwendungsgebiet des Satzes 


Nach diesem keineswegs erschöpfenden Überblick über die 
einzelnen Gebiete, auf die der Grundsatz +" zur Anwendung 
kommt, sollen im Folgenden noch einmal kurz im Zusammenhang 
die verschiedenen Theorien hierüber aufgeführt werden, die im 
Laufe der Erörterungen bereits mehrfach berührt worden sind. 

Die engste Theorie**) beschränkt „7 auf solche Materien, bei 
denen ein Vermögensinteresse des Königs in Frage steht. Diese 
Theorie ist von den vpnonyn man vertreten worden (vgl. op =” Zw) 
m po) jedoch von den meisten oswxy als mit der xunı nicht ver- 
einbar verlassen werden (vgl. o» w und die oıswxı zu: » pw), Der 
san 21 x on mb mbnn > pn) führt aus, daß dieses die Theorie 
des Rambam sei, und begründet damit, daß dieser ‘nur die 
Gültigkeit von Beweisurkunden erwähnt, die vor fremden Gerichten 
aufgenommen worden sind, dagegen die konstitutiven Urkunden 
für ungültig erklärt. Der Rambam ist im Gegensatz zu den anderen 
puswnn der Auffassung, so erläutert der nn 31, daß diebeiden Ant- 
worten derxansin pr, t 077 bmw Son) und pres span pin anspıs Diya wi nicht 
nebeneinander bestehen, sondern miteinander streiten, sodaß nach 
der, zweiten Antwort die konstitutiven Urkunden selbst dann nicht 
anzuerkennen sind, wenn ein besonderes "7 besteht. 

Der Rambam entscheide wie die zweite Antwort, weil +" bei 
der, Frage der Gültigkeit von Privaturkunden nicht in Betracht kom- 
me, da der König daran kein materielles Interesse habe. Der 
men end z. St. weist darauf hin, daß die Ausdrucksweise des Ram- 
bams in mbmm ım psp sm 555 bon im pipnw ps 55 der Annahme zu 
widersprechen scheine, daß der Rambam von einer so engen Theorie 
ausgehe. Er sucht dieses damit zu verantworten, daß der Zusammen- 
hang innbsamsonja ergebe, daß nur von Steuern die Rede, und dem- 
gemäß auch die allgemeine Wendung des Rambams zu interpre- 
tieren sei. Hiermit läßt sich indessen schwer in Einklang bringen, 
daß der Rambam in m on manm nmar abnn non den ganz allgemeinen 
Ausdruck wählt: 3757 mo 5y pana bon mu baw, ohne daß sich aus 
dem Zusammenhang irgendwelche Beschränkungen ergeben. Dem 
mem on ist nun diese Schwierigkeit keineswegs entgangen. In 
seinen mp »3 onb nnw sucht er sie damit zu lösen, daß der Rambam 


„ Vgl: BD PrND, man ’n D’DWN"MN über den N’Iwı Dwan”D v2 vgl. np 2 onb mw 
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in mm nmar an die allgemeine Fassung nur deshalb gewählt habe, 
weil er sich hinsichtlich der Beschränkung auf nb.1n n pe verlassen habe. 

Dieses wäre nun einleuchtend, wenn die Stelle in »brı Sonn ın P1D 
die Beschränkung klar und eindeutig ergeben würde. Tatsächlich 
aber bedarf es doch, wie der „wm onb in mb mönm 1 '» selbst aus- 
führt, einer besonderen Interpretation, um die Beschränkung über- 
haupt zu erkennen. Dann kann man doch aber nicht gut sagen, 
daß der Rambam, wenn er an einer anderen Stelle eine noch allge- 
meinere Fassung wählt, sich auf diese Interpretationsmöglichkeit 
habe verlassen wollen. 

Zu denken gibt ferner, daß der Rambam in nyn m>onn so bei 
einem jüdischen König zum m>5n psauch die Strafrechtspflege rechnet, 
bei der von einem Geldinteresse naturgemäß keine Rede sein kann. 

Aus diesen Gründen scheint die Auffassung des nnp 'x pawn 
den Worten des Rambams eher gerecht zu werden, wonach 
er genau so wie die übrigen DIE davon ausgeht, daß 
die beiden Antworten der "ma in: 3 posı nebeneinander bestehen. 
Er unterläßt es nur deshalb, die Gültigkeit der konstitutiven Ur- 
kunden besonders hervorzuheben, weil diese davon abhängt, ob 
ein besonderes Gesetz als x30n7 HI besteht, das die AÄner- 
kennung fordert. Daß aber einem derartigen Gesetz, wenn es be- 
steht, Folge zu leisten ist, das ergibt sich aus der ganz allgemeinen 
Formulierung in mnm nmar (Sbnn ed 3par mid by puma an m bw 
In theoretischer Hinsicht würde demnach der Rambam nicht auf 
dem Boden der engen Theorie stehen, die das Anwendungsgebiet 
nach dem materiellen Interesse des Königs abgrenzt, sondern den 
gleichen Standpunkt einnehmen wie die übrigen oınwx. 

Nach einer zweiten Theorie wird als 7"; nur dasjenige aner- 
kannt, was mit dem Grund und Boden zusammenhängt. (vgl. vo ws 
vp® und den 95 ne on 

Diese Theorie scheint indessen weniger eine praktische Be- 
grenzung des Begriffs 7 vornehmen zu wollen, als vielmehr eine 
theoretische Begründung seiner Geltungskraft anzustreben. 

Sie findet diese in dem Eigentum bzw. Obereigentum des Königs 
am Grund und Boden, demzufolge er das Recht habe, jedem die 
Bedingungen vorzuschreiben, die er erfüllen muß, um in dem Gebiet 
des Königs wohnen zu dürfen. Es ergibt sich aber von selbst, 
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daß diese Bedingungen sich keineswegs auf die Rechtsverhältnisse 
am Grund und Boden zu beschränken brauchen, soweit sie nur aus 
dem Obereigentum des Königs ihre Geltungskraft ableiten. Dem- 
gemäß steht selbstverständlich auch nach dieser Theorie dem König 
das Recht zu, beispielsweise Kopfsteuern einzuziehen, die an sich 
mit dem Recht am Grund und Boden nichts zu tun haben. 

Ob im übrigen die Ableitung der Geltungskraft des „7 aus dem 
Obereigentum desKönigs am Grund und Boden berechtigt ist, erscheint 
zweifelhaft. Historisch läßt sich nachweisen, daß ein der- 
artiges Obereigentum dem König vielfach erst lange Zeit nach 
Einführung des Königtums zugeschrieben wurde, z. B. in der 
deutschen Rechtsentwicklung erst nach Ausbildung des Lehenwe- 
sens. Ebenso ergibt sich aus den Schilderungen der „un, daß 
die Ägypter est in der Zeit der Hungersnot das Eigentum an 
ihrem Grundbesitz auf den König übertragen haben. 

Die dritte Theorie,*) die von den meisten vwxı vertreten 
wird, wird von. diesen in der Regel dahin formuliert, daß es da- 
rauf ankommt, ob eine x55%7 seen existiert bzw. ob das 
epn mabn ist. Bei der Frage der Anwendung von + auf das 
Privatrecht, haben wir versucht, sie dahin zu fassen, daß es sich um 
zwingende Normen des fremden Rechts handeln müsse.”) 

« Es liegt mithin dem Begriff +7 nicht die moderne Scheidung von 
öffentlichem und privatem Recht zu Grunde. Unter gewissen Voraus- 
setzungen haben vielmehr auch Sätze des Privatrechts als 7-7 zu gelten. 


C. Die Erfordernisse, die eine Norm erfüllen muß, um als = 
anerkannt zu werden. 


I. Die Allgemeingültigkeit. 


Es besteht in der Literatur Übereinstimmung darüber, daß ein 
Befehl, der keine Allgemeingültigkeit besitzt, sondern ad hoc für 
einen. bestimmten Einzelfall und nur für diesen ergeht, nicht als 
Gesetz anzusehen ist, weil es Erfordernis eines solchen ist, daß 


"vgl. sv para INN "DD 77 Jan Dean Ta ‚Tr men PD "389 5 Da Jen 59 ra 82 
31/2 ,N'D 'N PIaON In ‚A N” WS 

##) Eine gewisse Diskrepanz könnte sich freilich daraus ergeben, dass der Staafnicht auf die Beobach- 
tung aller zwingenden Normen TIDpN ist. Diese Frage ist an Hand der einzelnen Rechtsordnungen zu prü- 


fen. Für das deutsche Recht vergleiche Zivilprozessordnung 8 1042. Von Interesse ist in diesem Zusammen- 
hang die Entscheidung in der Jurist. Wochenschr. 25 S. 825, 
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es irgend eine Beziehung in genereller Weise regele (vgl. #5 pm 


non ‚arbpnn ‚bp ‚„enn amsapo Damm mw win non mn ‚u hm mb msn 
By ‚my 37 ob huw) 


Streit besteht indessen darüber, ob eine Norm, die nur für 
eine Provinz gilt, als 77 anzuerkennen ist. (vgl. tn BD an onb nıw 
B'Bw D’D Bm WB ‚BIT 'T DD WANN) 

Man wird aber insbesondere dann, wenn für die einzelne 
Provinz eine besondere Behörde die Gesetze kraft besonderer Kom- 
petenz oder Delegation von der Zentralgewalt erläßt, diese unbe- 
dingt als +7 anzusehen haben. (vgl. + nm 12 wen mes oma aber; 
NW DWS NY WS) 


Von besonderem Interesse ist, daß der punn (Typ) ein Gesetz, 
das die Juden benachteiligt, als allgemeingültig ansieht, weil es für 
alle Juden in gleicher Weise gelte, und es daher als 7 anerkennt. 
Einen Beweis hierfür von der. sın3 bringt er nicht. Auffallend ist, 
daß er selbst (m) ein Gesetz für ungültig erklärt, das den Laden- 
besitzern eine rechtliche Sonderstellung einräumt, weil es nicht 
als allgemeingültig anzusehen sei. 


Um diesen Widerspruch auszugleichen, wird man wohl an- 
nehmen müssen, daß der „nn davon ausgeht, daß die Juden zu 
seiner Zeit ganz allgemein eine rechtliche Sonderstellung eingenom- 
men haben, und aus diesem Grunde eine Norm, die nur für die 
Juden galt, für dieses bestimmte Sondergebiet in der Tat allgemein- 
gültig war. 

Da indessen heute diese Voraussetzung nicht mehr zutrifft, 
muß es zum mindesten als zweifelhaft bezeichnet werden, ob ein 
Ausnahmegesetz gegen die Juden auch heute noch als 7-7 anzuer- 
kennen ist. 

Es scheint aber sogar, daß man noch einen Schritt weiter 
wird gehen: müssen, zu dem die neuere Staatenpraxis den Anlaß 
gibt, die es ermöglicht, Ausnahmegesetze unter dem Deckmantel 
allgemeingültiger Normen zu erlassen. Wenn z. B. Litauen oder 
Rumänien seine Juden wirtschaftlich ruinieren will, dann erläßt 
es kein Ausnahmegesetz gegen sie, denn das würde nur Staub auf- 
wirbeln: man erläßt vielmehr ein Sonntagsruhegesetz, das formell 
allgemeingültig, materiell jedoch ein richtiges Ausnahmegesetz ist. 

Genau der gleiche Weg wird beschritten, um die jüdischen 
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Studenten von den Universitäten fernzuhalten: man erläßt ein 


„allgemeingültiges“ Numerus clausus Gesetz. 


Es bedarf keine Erörterung, daß bei solchen Gesetzen von 
einem vmm men keine Rede sein kann. (vgl. über dieses Pro- 
blem Juristische Wochenschrift 1924 S. 1308). 


2. Die Kompetenz zum Erlaßb neuer 7 Gesetze 


Der ya»ı in »°27 yo» beschränkt den Grundsatz 7-77 auf solche 
Gebiete, deren Regelung nach feststehenden Gesetzen des betreffen- 
den Staates dem König’ zustand. Sowie er die ihm damit gezogenen 
Grenzen überschreitet, wären seine Gesetze nicht mehr als + an- 


+ zuerkennen. 


Dieselbe Auffassung vertritt auch der nnp x pen und auch 


der taws in seiner Definition in: +" "3 scheint, wie der yanı aus- 


führt, der gleichen Ansicht zu sein, ebenso der «n’> on) woaun, Die 
überwiegende Mehrheit der opp» macht indessen diese Ein- 


- schränkung nicht (vgl. x ba abman ın pıe nen) und erkennt demgemäß 


auch Gesetze auf solchen -Gebieten als „7 an, die zuvor nicht vom 
König geregelt worden sind. 

Insofern entspricht allerdings die Ansicht des yawı den tat- 
sächlichen Verhältnissen, als vielfach den Königen nicht das Recht 
zustand, ihre Kompetenz ohne Zustimmung des. Volks oder der 
Fürsten einseitig zu erweitern. Ein allgemeingültiges Erfordernis 
läßt sich indessen hieraus nicht ableiten. 


Beerrie Anerkennung Lesngasetzeszabi Selten ügs 
Staatsvolks. 


Ein drittes Erfordernis, das in diesem Zusammenhange zu 
erwähnen ist, ergibt sich aus der allgemeinen metaphysischen Auf- 
fassung des jüdischen Rechts, nach der die Geltungskraft der Ge- 


setze nicht ihren Grund findet in dem Gesetzgebungsakt, son- 


dern in der Anerkennung des Gesetzes durch das Rechtsvolk. 

So heißt es beispielsweise im oeıp napn (vgl. Amen pre wn sonn 
propıon n8 ‚m puunn), daß eine nabn erst festgesetzt werden 
könne, wenn sie gewohnheitsrechtlich Anerkennung gefunden habe. 
Umgekehrt gilt eine Bestimmung, die sich nicht hat durchsetzen 
können (newan xbw) nicht als Gesetz. 
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Demgemäß heben alle oıpos hervor, daß „7; überhaupt nur 
dann gilt, wenn der König selbst rechtmäßiger, vom Volke aner- 
kannter Herrscher ist und dieses sich daher freiwillig seinen Ge- 
setzen fügt. (vgl.: $1 a3 nrw ‚nbma rabrn 'n pID md nrann), 

Hiermit löst sich dann auch die Schwierigkeit, die wir bei der 
Besprechung des Münzwesens offen gelassen haben, daß nämlich 
eine Münze, die von den zn »» nicht mehr angenommen wird, 
entgegen dem Gesetz des Königs nicht mehr als Geld zu betrachten 
ist. Denn da das Volk diese Bestimmung nicht mehr anerkennt, 
hat sie ihre normierende Kraft verloren. 


D. Zur Geschichte des Begrijfs. 


Zum ersten Male tritt uns der Begriff „7 entgegen in den 
Reden des Propheten 5uınw der. dem Volk, das. einen König ver- 
langt, vor Augen führt, welche Rechte ein König für sich in An- 
spruch nimmt. (vgl. wm ın x Dun) | 

Den gleichen Begriff finden wir dann wieder in der Anklage, 
die mn gegen die Juden erhebt en 'ı "rox) oy ban new man 
bwy man Dun m ns „Ihre Gesetze unterscheiden sich von denen 
aller Völker, die unter dem Szepter des Königs wohnen. Allein 
dieses würde ja nichts schaden, da alle Völker eine weitgehende 
Autonomie besitzen, und ihnen das Recht zusteht, nach ihrem 
Volksrecht zu leben. Dieses Volk beobachtet indessen nicht die 
"bar mn, deren Befolgung von allen Völkern in gleicher Weise ver- 
langt werden muß.“ 

Auch in der deutschen Rechtsgeschichte finden wir den glei- 
chen Gegensatz von Volksrecht und Königsrecht. (vgl. Gerhard 
Seeliger, Volksrecht und Königsrecht in der historischen Viertel- 
jahrsschrift 18981; Sohm, fränkische Reichs- und Gerichtsverfas- 
sung S. 106 ff; Brunner, deutsche Rechtsgeschichte.) 

Auch dort ist es streitig, welche Gebiete im Einzelnen dem 
Königsrecht zuzurechnen sind, insbesondere, inwieweit das Privat- 
recht vorn Königsrecht betroffen wird. 

Abgesehen von den reinen Hoheitsrechten stand dem König die 
Münz- und Steuerhoheit zu, er hatte Einfluß auf die Strafrechts- 
pflege, auf die Gerichtsverfassung. Eine Sonderstellung nahm. 
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- die Königsurkunde ein, die als schlechthin unaufechtbar galt und 
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bei Todesstrafe nicht angezweifelt werden durfte. Zu diesen Königs- 
urkunden gehörten auch die sogenannten Indiculi, kurze, weniger 
förmliche und nicht vom Könige unterschriebene, sondern in seiner 
Gerichtsschreiberei ausgefertigte Schriftstücke. 

Hier ergibt sich uns eine interessante Parallele zu den Worten 
swnb pP ‚nn Ayses onmn bon pws ans "wR Sn> >> (mn n now) 
eine Urkunde, die im Namen des Königs geschrieben und mit könig- 
‚lichen Siegel versehen ist, ist schlechthin unanfechtbar, sodaß 
selbst der König sie nicht widerrufen kann. (vgl. auch den xy a8 
z. St.) In dieser Unanfechtbarkeit der Königsurkunde, die wie er- 
wähnt, im deutschen Rechte dazu führte, daß man denjenigen mit 
dem Tode bedrohte, der es wagte, sie anzuzweifeln, mag letzten 
Endes der Anlaß zu der Anerkennung der Gerichtsurkunden „ ws 
gelegen haben, woraus es sich erklärt, daß Sun» dieses auf +" 
zurückführt. (vgl. auch own mm7 Ics.238 Anmerk. 61). 

Es ergibt sich mithin, daß der Begriff das + immer da auftritt, 
wo durch das Königtum dem sich gewohnheitsrechtlich entwickelnden 
Volksrecht ein obrigkeitliches Rechtssystem entgegengesetzt wird, und 
dieses sich Geltung zu verschaffen sucht. 

Daraus ergibt sich die Frage, ob der Begriff des "7 untrennbar 
mit dem Institut des Königstums verknüpft ist. Diese Frage mag 
seltsam anmuten, weil man gewohnt ist, = mit dem Gesetz der 


c 


„Landesregierung“ zu identifizieren, was aber nicht berechtigt ist. 

Wir müssen uns indessen vergegenwärtigen, daß der moderne 
Staatsbegriff garnichts anderes ist, als die Fortbildung des Souve- 
ränitätsgedankens, der sich an dem persönlichen Königtum. heraus- 
gebildet hat, unter Aufgabe des persönlichen Substrates. In dem 
Augenblick, in dem der größte der absoluten Monarchen sagen 
konnte: „L’Etat c’est moi,“ in diesem Augenblick war das persön- 
liche Königtum innerlich bereits überwunden durch den an seine 


Stelle tretenden Begriff der Staatshoheit, der demgemäß nunmehr 
als Träger des "7 anzusehen ist. 


E. Inhalt und Sinn des Satzes. 


Aus der Wendung der sam in mw m DIHnmnN nmanb tan pa „ist 

- s [2 * .. [2 * - 
es denn religiös erlaubt, sich der Steuer zu entziehen ?“, 
ergibt sich, daß all die Normen, die wir als 77 anzuerkennen haben, 
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genau so zu beobachten sind, als wären sie religiöse Pflichten. Da- 
durch kommen wir zu dem seltsamen Resultat, daß für uns die 
betreffenden Gesetze der Staaten in höherem Maße verbindlich sind, 
als für die sonstigen Staatsangehörigen. Denn das moderne Recht 
verlangt keine innere Einstellung zu seinen Normen. Ihre Beobach- 
tung ist keine Gewissenspflicht, weshalb z. B. der Staat mit der 
sogenannten Steuermoral als mit einer gegebenen Tatsache rechnet. 

Als die Bekenner des Christentums ihre Wanderung durch das 
römische Weltreich antraten, da wurde ihnen die Weisung mit auf 
den Weg gegeben: ‚Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist und, 
Gtt was Gttes ist.“ D. h.: Erfüllet, das was der Staat von Euch 
verlangt, damit Ihr Euch in Ruhe Eurem religiösen Leben widmen 
könnt.“ 

Nicht so das Judentum! Mit dem Satze 7 legt es seinen 
Bekenneri: die religiöse Verpflichtung auf, diejenigen Gesetze der 
Staaten, in denen deren Hoheitsrechte zum Ausdruck kommen, zu 


beobachten. Ihm ist nicht Ziel die resignierte Abwendung vom 


täglichen Leben, sondern dessen tatkräftige Durchdringung mit dem 
Geist des Rechts. 

Zwei Wege standen 5er offen zur Lösung seiner Aufgabe 
unter den Völkern. Der erste wäre der Aufbau eines Staates gewe- 
sen, der durch seine Basierung auf die Gesetze der nun den Völ- 
kern ein leuchtendes Vorbild geworden wäre. Diesen Weg zu Ende 
zu gehen, ist nicht geglückt. Es blieb noch der andere, daß 5m 
sich auf seiner Wanderung unter den Völkern deren Achtung er- 
ringt und zwar nicht als Achtung vor der Person, sondern als Achtung 
vor dem Gesetz, dem die Gestaltung von Persönlichkeiten gelingt, 
die befähigt sind, die Verfallserscheinungen der Kulturen zu über- 
dauern. Um aber dieses zu erreichen, ist es nötig, daß die Juden 
den Völkern diejenige Achtung entgegenbringen, die diese für die 
Ausgestaltung ihres sozialen Lebens von Jedem verlangen müssen. 


‘So verstanden, will der Satz +7 vorbereiten helfen die Zeit, 
von der es heißt: „Es werden viele Völker dahinwandeln und 
sprechen, lasset uns hinaufziehen zum Berge Gttes, zum Hause des 
Gttes Jakobs, lasset uns lernen von seinen Wegen und wandeln in 
seinen Pfaden, denn von Zion ergeht die Lehre und das Wort Gttes 


IS 


von Jerusalem 
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Wir aber müssen eingedenk sein einer anderen Verheißung, 
daß apıss mw mon moens ps, daß der Zionsstaat nur 
errichtet werden kann als ein Staat des reinen 
Beruess und daß ein solcher -Staaät nur dann Be- 
‘stand haben kann, wenn nass na» wenn diejeni- 
Ben, die ihn errichten durch die Organisation 
Iibzes-Innenlebens eine Gewähr für seinen Be- 
stand bieten! 


Anhang. 


Der Rambam in nbma Sonn 'n p"D 
Die Frage der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 


Im x» aba sönn ın ps führt der Rambam aus, daß ein Steuer- 
einehmer dann als Räuber zu betrachten ist, wenn er entweder ein 
ons» ist oder ohne beauftragt zu sein Steuern einzieht, oder aber 
eine solche Steuer einziehen soll, deren Höhe im Einzelfalle in sein 
Belieben gestellt ist. Wenn aber, so fährt der Rambam fort, der 
König eine bestimmte Höhe der Steuer festgesetzt hat und mit der 
Einziehung einen jüdischen Steuereinnehmer betraut, der als zu- 
verlässig bekannt ist und auch tatsächlich nicht mehr erhebt, als 
er. soll, dann gilt dieser nicht als Räuber, weil ein derartiges Gesetz 
des Königs bindendes Gesetz ist, und sogar jeder, der solche Steu- 
ern hinterzieht, sündigt, da er dem König das ihm Zukommende 
raubt, gleichgültig ob der König ein ons» oder ein Jude ist. 

Der „wn »ın z. St. erklärt, wie sich dieses auch aus den Worten 
des Rambams ergibt, daß die Einziehung durch einen o"sy on des- 
halb nicht als rechtmäßig anerkannt werden könne, weil ein solcher 
in der Regel mehr nimmt, als ihm zukommt. 

Hierauf fragen der nwnond und der „inbnwn daß diese Be- 
gründung gegen die 1»: sei, die doch als Grund dafür, daß bei 
einem onsy oyn nicht "7 angeht, ausführt, daß mn ımsbn nypan Beide 
lassen diese Frage offen. 

Weiterhin fragt der mwn no» darauf, daß der Rambam annimmt, 
_ daß selbst einem nmsy 7bn gegenüber die Steuerhinterziehung ver- 
boten sei, daß dieses doch nicht zutreffen könne, da doch ınmıon nypon 
nn. Die Antwort, die er hierauf gibt, ist nicht recht einleuch- 
tend (vgl. auch den bnb nıwn z. St.) 
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Am Ende von »” „>51 bemerkt der Rambam, daß der Steuerein- 
nehmer nicht mehr erheben, den königlichen Befehl nicht abändern 
und nichts für sich behalten dürfe. 

Auch dieses scheint mit der ans nicht vereinbar zu sein, die 
doch bemerkt x55n> x>bn7 ambw s(ap pr) daß dem Beamten wohl das 
Recht zusteht, im Einzelfall von dem Befehl des Königs abzuweichen. 

Um diese Schwierigkeiten zu verstehen, müssen wir im folgen- 
den kurz auf die wını in 3" p”> eingehen. 

In der ww» dort wird bestimmt, daß man bei einem Steuer- 
einnehmer kein Geld umwechseln dürfe, offenbar deshalb, weil 
ein solcher als Räuber gilt. 

Hierauf fragt die xın»» daß man die Tätigkeit eines Steuer- 
einnehmers als eine rechtmäßige anerkennen müsse, da doch bsınw 
gesagt hat: "77 Darauf wird dann geantwortet, daß die nwn- 
entweder von einem unbefugten Steuereinnehmer (b» hyn Da) 
oder von einem, der die Macht hat, beliebig hohe Steuern einzu- 
ziehen (na2p »5 pıstw dan). spreche.* 

Gemeinsam ist den beiden Antworten, daß die gesetzliche Grund- 
lage in beiden Fällen nicht intakt ist: entweder fehlt sie ganz (o»n 


ybıyn mıym) oder sie ist so mangelhaft, daß sie als solche nicht an- 
erkannt werden kann. (ny3p 15 pnw D>m). 


Es scheint- aber daraus hervorzugehen, daß wenn nur ein 
Mangel in der Verwaltung vorliegen würde, der Anwendung des 
Satzes "7 nichts im Wege stände. 

Dementsprechend sagt dann auch die ‚sını @x"p) daß, wenn der 
König befohlen hat, die Bäume für den Brückenbau von allen 
Anwohnern gemeinschaftlich zu nehmen, und die Beamten diesem 
Befehl zuwider alle Bäume von einem der Anwohner nehmen, 
dieses trotzdem als "7 zu gelten habe, da x»5n3 x35n7 amt 

Alsdann bringt die ıını die nen und die xnm> von obs, aus 
denen hervorzugehen scheint, daß man sich der Steuer entziehen 
dürfe, fragt hierauf von bye und gibt wiederum die gleichen Ant- 


worten, daß auch diese Bestimmungen sprechen entweder von o»» 
yon Say oder von nyap 1b jr Dain. 


“) Der Historiker Graetz (Bd, 4 S. 287) bemerkt betreffs dieser Antworten, daß die Amoras es in 
der Ausgleichuug wiedersprecherder Gesetze schon soweit gebracht hatfen, daß jene alten abstoßenden 
Bestimmungen (scil. die MW) und diese neuen schmiegsamen Grundsätze (7"77) nebeneinander bestehen 
konnten. Nun weiß aber jeder Mensch, der nur über ein Minimum von historischen Kenntnissen verfügt, 
daß die Steuerpächter des Alterfums nichts anderes als Räuber waren, und daher die Antworfen der Amoräer 
voll und ganz den tatsächlichen Verhältnissen entsprachen. 
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Danr. wird die mw» von om» gebracht, wiederum das Gleiche 
gefragt und wiederum die beiden Antworten erteilt, mit der einen 
Abweichung, daß in diesem Falle plötzlich ws ı antwortet, daß 


diese mw» von m» o»ın spreche. 

Dieser Gang der xns ist natürlich an sich schon auffällig; 
denn warum hat wx ‘ seine Antwort nicht bereits in den vorherge- 
henden Fällen gegeben? Man müßte schon annehmen, daß er einen 
besonderen Grund gehabt hat, seine Antwort gerade und nur auf die 
men von om zu geben. Dieses scheint indessen nicht der Fall zu 
sein, da die ns in om auf die wm ebenfalls von Isuinw fragt und 
1 sich mit den beiden anderen Antworten zufrieden gibt, den wx 
| hingegen überhaupt nicht bringt. Außerdem aber ist die Antwort 
m» pam» bei om gerade sehr schwer, da derartige Gelübde, wie 





die, von denen die :w» spricht, nur deshalb erlaubt worden sind, 
weil sie erzwungenermaßen abgelegt werden. Ein derartiger Fall 
; kann doch aber unmöglich nur deshalb als vorliegend erachtet wer- 
E den, weil es sich um einen na» on handelt, dem gegenüber ınmıbn nypon 


u’a)la? 
Aus diesen Gründen sagt der xrywn (z. St.), daß die Antwort des 


wwx 7 sich überhaupt nicht auf om: beziehe, sondern auf ud». Er 
% bemerkt, daß er in pionsn omep die Lesart auch wirklich dement- 
sprechend gefunden habe. Dieses ist nun aber auch die Lesart des 
am und des w’xı vor uns, welche zuerst die mw» von ps, dann 


FRE 2 


eriıpr 


1 die zw» von ons und auf diese nur die beiden Antworten bringen 
| und dann erst die xnns von vnx55 auf welche dann nach den bei- 
den anderen Antworten wx 1 sagt japby Ym> paima aan! 


Es bedarf nunmehr natürlich einer näheren Begründung, wa- 
rum ws seine Antwort jetzt gerade und nur auf »sb> gibt. Diese 
zu finden ist indessen nicht sonderlich schwierig, wenn man sich 
vergegenwärtigt, daß bei nxb>» eine Kontroverse besteht zwischen 
xspy aund den 77 und ws den Nachweis dafür erbringt, daß 
Na’Dy = gelernt haben muß, daß mn ınmbn nypen! 


Zunächst bedarf es einer Erklärung, warum wx 'ı nicht ant- 


wortet: oray ans, Das ist nur so zu verstehen, wie dieses auch der 
mb. nen bemerkt, daß die Forderung des Königs infolge von +", 


Rind a > 


a ein unbedingtes Privileg genießt, demgegenüber min nm Aypan 
| garnichts nützen kann. (vgl. auch (pam ne 777 (8 win win prawn) Dar- 
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aus müßte sich aber ergeben, daß auch dem ms om gegenüber 
mn ınsıbn nppen nichts nützen könnte, da wir ja sagen: x»bn7 xmbw 
x>6n> daß der Beamte des Königs dessen berechtigter Vertreter ist. 

Um dieser Schwierigkeit zu entgehen, muß man annehmen, daß 


die Antwort des wx » gleichzeitig ein Moment enthält, welches es 
gestattet, den Satz "77 auszuschalten. Dieses aber kann garnichts 
Anderes sein als die Annahme, daß der oısy oo» in der Regel mehr 
nimmt, als ihm zusteht. Dadurch fällt +7 weg und es bleibt nur noch 
eine gewöhnliche rein privatrechtliche Forderung, der gegenüber die 
Anwendung des mn ınmıbn nypan zu erwägen ist. 


Aus diesem Grunde sagt der Rambam als Grund dafür, daß 
einem p’ı3y dan gegenüber +”7 nicht zur Anwendung kommt, daß ein 
solcher in der Regel zuviel erhebt, weshalb man keinesfalls bei ihm 
Geld umwechseln dürfe. Umgekehrt ist es aber bei dem König 
selbst gleichgültig, ob er ein o’ısy ist, da ihm +"; unbedingt zur 
Seite steht. 

Des weiteren folgt aber aus der Antwort des wx „, daß es nach 
ihm nicht genügt, daß die gesetzliche Grundlage intakt ist, da ja 
die einfache Tatsache, daß der Beamte zuviel erhebt, schon genügt, 
um die Anwendung von,"7 auszuschließen. Vielmehr ergibt sich, 
daß nach wx = auch die Verwaltung nicht unzuverlässigen Elementen 
anvertraut sein darf. Daraus erklärt sich dann, daß der Rambam 
fordert (am dm) nm mer nn mov abe 7abm und daß er ebensowenig wie 
den „m als „36m bringt, daß wir x>n> s>0n7 sm5w selbst in solchen 
Fällen sagen, in denen die Beamten ihre gesetzlichen Befugnisse 
überschreiten. 

Der wow nn sw, welcher selbst für diesen Fall x36n»3 x36n7 smbw 
akzeptiert, stellt konsequenterweise nicht das Erfordernis der Ge- 
setzmäßigkeit der, Verwaltung auf ‚(mw x5w) 


Auffallend ist es daher, daß der wow nn yıw einerseits x36n7 ambw 
x>bn> selbst im Falle von Übergriffen der Beamten akzeptiert und 


trotzdem ebenso wie der Rambam fordert: np 5 mer 1 agron abe Tabaı 


„orba ınyyb 
Zum weiteren Verständnis der x1nı in p'> soll kurz auf den oruı 


in oısd> mabnn v5 eingegangen werden. 
Im neunten Perek von od» heißt es zunächst ('3 nen); wahr x5 
DIHn AN ab oıaa mmwy aa by bon oında und gleich darauf (n mwm)t »io> man 
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any ade 73551 79075 main, Die meisten oınwsn nehmen an, daß diese bei- 
den sich offenbar widersprechenden mmwn tatsächlich miteinander 
streiten. Der Rambam hingegen (a. a. O.) bringt beide. Der np» 
me»z. St. sucht die Schwierigkeit durch die Annahme zu lösen, daß 
es sich im ersten Fall um eine richtige „ws5 handle, die unter allen 
Umständen verboten sei, während im zweiten Fall von einem flüch- 
tigen Überstreifen des Kleidungsstücks die Rede ist, das als +37 
mann pw erlaubt sei, Darauf fragt er aber selbst von der xıns in 
3"p ps, aus der sich doch ergebe, daß auch die erste men von 37 
mann px spricht. Die Antwort, die er hierauf gibt, ist wenig ein- 
leuchtend. 


Indessen ergibt sich die Auffassung des Rambams völlig zwang- 
los aus der ınns, Diese bringt zunächst die „uw: by ıbran oında wna5b SıoR 
p> » »ı» und fragt darauf xspy 13 a57 ann, daD diese men nicht 
mit dem x»'ppy 7 der ans übereinstimme. Darauf wird dann geant- 
wortet "ann jnann PRw 137 120 15 ıbonp ana oınba pyb anbws, Dieses ist 
natürlich sehr schwer zu verstehen, da doch auf die Frage x57 rm 


xsypy 35 nicht gut die Antwort gegeben werden kann: nd ynyb anbwn 
bonn ana! 


Es erklärt sich dieses aber damit, daß tatsächlich xspy » eben 
nicht gegen die „ıwn streitet, sondern nur mit den 151 der ans Die 
men lernt er deshalb auch, weil sie von einer richtigen „w35 spricht, 
die unter allen Umständen verboten ist. Die xn»s hingegen spricht 
von einem flüchtigen Überstreifen, das nach xs’py 7 als mann pw 127 
erlaubt ist. Nunmehr würden aber die „1 im Gegensatz stehen 
zu der anderen „ıw» in pwbs} ‚na 95975 pain mos sin nach der doch 
ann pt 137 erlaubt ist. Aus diesem Grunde weicht ws für vb 
von den beiden anderen Antworten ab und sagt: ysppy ma bama an 
Die Folge hiervon ist nämlich, daß wir nicht mehr gezwungen sind, 
die Kontroverse zwischenxs’py ı und den 973% bei nısÖ> einzusetzen. 
In dieser Hinsicht können vielmehr alle lernen einmal, daß eine 
richtige „ws5 verboten und andererseits, daß ein mann pw 137 er- 


laubt ist, weshalb der Rambam beide Fälle als „»6n bringt.*) 


“) Vielleicht erklärt es sich hierdurch auch, daß vor uns die Lesart is: DIDI AN mmand TIDN 
DIANNS nmand nn sy statt DIN AN 13 nmand amd syaDaan n8 13 mmmanb SION denn nach 
der NIDDN von 9% '% dreht sich die ganze Kontroverse eben nicht mehr um Dınb3, sondern nur darum, 
ob einem DI2Y DIN gegenüber nann man Ann! 


al 






Der Streit SEEN Kapp FR. den Br dreht si sich. Ak hl 
lich darum, ob ınsıon nypon erlaubt ist. Wie wen nachweist St le 
dieses xy»py 7, die psı hingegen lernen dieses nicht. Demer ntspre 
sagt der Rambam in »" osbn mobnn vn, einem Re Le 
streit zwischen einem Juden und einem onsy nur die Wal lH 


zwischen den beiden Rechten und bringt nicht, daß perpya ir 
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